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Zusammenfassung 

Die auf europäischer und nationaler Ebene geförderte Energieproduktion aus Biomasse 
führt auf regionaler und lokaler Ebene zunehmend zu Raumnutzungskonflikten. Diese 
Konflikte manifestieren sich in der Regel bei der konkreten Anlagenplanung und Reali-
sierung von Biogasanlagen. Bei der Errichtung privilegierter Biogasanlagen im Außenbe-
reich oder in Gebieten mit gültigen Bebauungsplänen sind die planungsrechtlichen 
Möglichkeiten stark eingeschränkt. Für Biogasanlagen im Rahmen von neu aufzustellen-
den Bauleitplanungsverfahren gibt es mehr Möglichkeiten zur Steuerung der Standort-
planung und Standortausgestaltung. Unterstützend wirken dabei informelle Planungsin-
strumente, die eine einvernehmliche Entwicklung und Interessensausgleich zum Ziel 
haben und deren Ergebnisse in die Abwägung miteinfließen.  

Schlüsselwörter  

Erneuerbare Energien – Biogas – Governance – Akzeptanz – Deutschland – Bauleitpla-
nung – Genehmigungsverfahren – Bioenergiekonzepte 

Abstract 

The increased promotion of energy production from biomass on European and national 
level leads to land use conflicts on regional and local level. These conflicts appear usually 
in the legal planning processes during the construction of biogas plants. Whereas the 
steering possibilities for privileged agro-biogas plants in outer areas and on areas with 
existing land-use-plans are limited, there are more steering possibilities during new land-
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use-plan procedures. Informal planning instruments as e.g. local renewable energy con-
ceptions facilitate these decision making processes.  

Keywords 

Renewable energies – biogas – governance – acceptability – Germany – urban land-use 
planning – building permission procedures – bioenergy concept  

 

1 Einführung 
Auf nationaler Ebene wird die Förderung von Energieerzeugung und Energienutzung auf 
Basis erneuerbarer Energien durch Rahmengesetze zur Energiegewinnung (z. B. EEG, EE-
WärmeG) sowie durch Fachgesetzgebungen wie Umweltrecht (Naturschutz, Immissions-
schutz, Gewässerschutz, Bodenschutz und Abfallrecht) gestaltet. Diesen Gesetzen steht 
ein Planungssystem mit seiner Planungsgesetzgebung gegenüber, das auf den einzelnen 
Ebenen unterschiedlich starke Wirkungen auf die Standortwahl von Energieerzeugung 
aus Biomasse entfaltet. Während auf nationaler und regionaler Ebene noch größerer 
Bedarf an planungsrechtlicher Ausgestaltung für eine Umsetzung der Ziele für erneuer-
bare Energien gesehen wird (vgl. ARL 2011), stehen auf lokaler Ebene durchaus Planungs-
instrumente zur Verfügung (zur Dualität der Governance-Strukturen siehe auch Beitrag 
Klagge).  

Steuerungsbedarfe bestehen in besonderer Weise bei der Energieproduktion aus Bi-
omasse und damit verbundenen Nutzungsänderungen auf landwirtschaftlichen Flächen, 
die zunehmend für Raumnutzungskonflikte und Akzeptanzprobleme auf regionaler und 
lokaler Ebene sorgen (vgl. Beitrag Franck). Aber auch die Errichtung von Biogasanlagen 
selbst gerät in die Kritik. Während anfangs der Einführung von Biosgasanlagen im Zu-
sammenhang mit landwirtschaftlichen Betrieben weitgehend Akzeptanz entgegenge-
bracht wurde, sind mittlerweile die Widerstände gegen die Genehmigung und den Bau 
von Biogasanlagen stark angewachsen. Das Konfliktpotenzial liegt u. a. in den durch die 
Errichtung und den Betrieb entstehenden Verkehre, in realen oder befürchteten Auswir-
kungen auf die Ökologie und das Landschaftsbild durch den Biomassenanbau, in der 
Gefährdung durch Havarien sowie in Lärm- oder Geruchsimmissionen. Die Auseinan-
dersetzungen werden z. T. sehr emotional mit weitreichenden Folgen für die betroffenen 
Gemeinden geführt. Ein Beispiel hierfür ist die kleine Gemeinde Tielen in Schleswig-
Holstein, wo der Streit um die Genehmigung einer Biogasanlage zum Rücktritt der ge-
samten Gemeindevertretung und des Bürgermeisters führte (Müller 2012).  

Steuerungsmöglichkeiten durch planerische Vorgaben auf regionaler und lokaler Ebe-
ne bestehen vorrangig im Bereich der konkreten Anlagenplanung und deren Zulässigkeit 
durch das Bau- und Planungsrecht. Für die Anlagenplanung sind die Instrumente der 
räumlichen Planung wie die Bauleitplanung, Bauvorschriften, das Bauordnungsrecht der 
Bundesländer sowie die Fachplanungen maßgeblich. Der Interessenausgleich zwischen 
Anwohnerinnen und Anwohnern vor Ort und den Investoren ist Gegenstand der lokalen 
Abwägung. Überlokale und überregionale Aspekte werden in den baurechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren trotz des bestehenden Gegenstromprinzips in dem differenzierten 
Planungssystems nur am Rande berücksichtigt. Die teilweise finanziell engen Spielräume 
der Kommunen, allgemeine Deregulierungsbemühungen in Planungsverfahren sowie 
gestiegene Anforderungen an Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger beeinflussen 
diese Entscheidungsprozesse zusätzlich. Aus diesem Grunde gewinnen die Elemente 
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prozessualer Planung und Aushandlungsprozesse zwischen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren sowie der Bedarf einer besseren Abstimmung zwischen Planungs- 
und Fachrecht zunehmend an Bedeutung (vgl. Abb. 1). Der vorliegende Beitrag setzt sich 
zum Ziel, den Handlungsspielraum der Steuerung der Anlagenplanung durch die rechtli-
chen Rahmenbedingungen (räumliche Planung und Fachplanung insbesondere auf Ebe-
ne der Bauleitplanung) sowie ergänzende Einflussmöglichkeiten informeller Planungen 
aufzuzeigen.  

Abb. 1: Steuerungsmöglichkeiten bei der Erzeugung und Verarbeitung von Biomasse  
zur Energieerzeugung durch Gesetze und staatliche Förderungen 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

2  Planungsrechtliche Steuerung von Biogasanlagen auf den  
verschiedenen Planungsebenen 

2.1 Gesetzgebung auf nationaler Planungsebene 

Klimaschutz ist mittlerweile auf den verschiedenen Planungsebenen ein zentrales The-
ma. Als Leitziel ist Klimaschutz in den Grundsätzen der Raumordnung im Raumord-
nungsgesetz § 2 Abs. 2 Nr. 6 festgeschrieben. Mit dem 2011 erlassenen Gesetz zur Förde-
rung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden (BauG-
BÄndG vom 22.07.2011) wurde eine Klimaschutzklausel in das Baugesetzbuch aufge-
nommen. So verpflichtet der § 1a des BauGB die staatlichen Institutionen zur Einbezie-
hung der Belange des Klimaschutzes und einer klimagerechten Stadtentwicklung. Auch 
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in dem neugefassten § 5 BauGB wurden zu den möglichen Darstellungen im Flächennut-
zungsplan und im § 9 BauGB zu den möglichen Festsetzungen im Bebauungsplan explizit 
die Maßnahmen der Klimaanpassung und des Klimaschutzes für die Erzeugung, Vertei-
lung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Ener-
gien oder Kraft-Wärme-Kopplung ergänzt.  

2.2 Genehmigungsverfahren für Biogasanlagen auf Ebene der Bebauungs-
pläne im Außen- und Innenbereich  

Biogasanlagen benötigen als bauliche Anlagen eine Baugenehmigung für die Errichtung 
und Nutzung und sind damit auch der kommunalen Bauleitplanung und dem Bauord-
nungsrecht der Bundesländer (Landesbauordnungen) unterworfen. Bei Biogasanlagen, 
die nach 4. BImSchV (Bundes-Immissionsschutzverordnung) festgelegte Schwellenwerte 
überschreiten, ist das Baugenehmigungsverfahren aufgrund der Konzentrationswirkung 
nach § 13 BImSchG in ein umfangreiches immissionsschutzrechtliches Verfahren einge-
gliedert.1 In einem weiteren Schritt kann mit der Errichtung der Anlage auch eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG (Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz) 
verbunden sein. Grundsätzlich wird zwischen Planungen im Innenbereich und im Au-
ßenbereich, also außerhalb der im Zusammenhang bebauten Siedlungsfläche, unter-
schieden (vgl. Abb. 2). 

Abb. 2: Rechtliche Grundlagen und Differenzierungen von Baugenehmigungen  
für Biogasanlagen im Innen- und Außenbereich  

 

Quelle: Arbach et al. 2012/2013 

                                                 
1 In der Regel sind Anlagen unter 1 MW Feuerungswärmeleistung (entspricht etwa 350 kWel) nicht immissi-

onsschutzrechtlich genehmigungspflichtig. 
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Die Anlagenplanung im Außenbereich fand bislang in den meisten Fällen als Einzel-
fallentscheidung nach dem § 35 Absatz 1 Nr. 6 BauGB über privilegierte Vorhaben für die 
Landwirtschaft statt. Biogasanlagen als Vorhaben im Außenbereich sind demnach zuläs-
sig, wenn sie in räumlich-funktionalem Zusammenhang mit dem landwirtschaftlichen 
Betrieb stehen, die Biomasse überwiegend aus diesem Betrieb oder nahe gelegenen 
Betrieben stammt, je Hofstelle nur eine Anlage betrieben wird und die Kapazität der An-
lage eine Feuerungswärmleistung von 2 MW nicht überschreitet. (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB). In der Novelle des BauGB wurde der § 35 Absatz 1 Nr. 6 dahingehend geändert, 
dass die Begrenzung für die Privilegierung einer Biogasanlage bei einer Feuerungswärm-
leistung von 2 MW (statt bisher 500 kW installierte elektrische Leistung) liegt und die 
Kapazität der Anlage zur Erzeugung des Biogases 2,3 Millionen Normkubikmeter Biogas 
pro Jahr nicht überschreitet. Damit wurde die Bewertung der Biogasanlage verändert. 
Während in der alten Fassung des Gesetzes der elektrische Ertrag begrenzt wurde, wird 
in der Novelle der maximale Kraftstoffdurchsatz begrenzt. Dies bietet dem Anlagenbe-
treiber die Möglichkeit, bei einem gegebenen Kraftstoffumsatz durch Optimierung des 
Kraftwerkswirkungsgrades seinen elektrischen Ertrag zu steigern. Insgesamt hat diese 
Veränderung keine direkten räumlichen Auswirkungen. 

Mit dieser Formulierung im Baugesetz wurden die dezentralen, kleineren und an 
landwirtschaftliche Betriebe gebundenen Biogasanlagen im Außenbereich gefördert. 
Die Genehmigung dieser privilegierten Anlagen ist ausschließlich darin begrenzt, dass 
dem Vorhaben öffentliche Belange nicht entgegenstehen dürfen und die ausreichende 
Erschließung gesichert sein muss. Damit ist eine planungsrechtliche Steuerung für die 
privilegierten Anlagen nur in diesen Punkten möglich. Auch wenn es sich beim Neubau 
der Biogasanlage um ein privilegiertes Vorhaben handelt, ist eine naturschutzrechtliche 
Eingriffsprüfung mit Kompensation sowie gegebenenfalls eine Verträglichkeitsprüfung 
Natura 2000-Gebiete oder eine Artenschutzrechtliche Prüfung vorgeschrieben (BMU 
2011: 106). Weitere Einflussmöglichkeiten durch Gremien- oder Öffentlichkeitsbeteili-
gungen bestehen in diesen Fällen nicht. 

Für größere Anlagen im Außenbereich und Erweiterungen der bestehenden Anlagen 
ist eine Genehmigung nach § 35 Abs. 2 BauGB notwendig. Voraussetzung ist, dass im 
Rahmen eines Bauleitplanverfahrens (Flächennutzungsplanänderung und Bebauungs-
planaufstellung) dargestellt wurde, dass öffentliche Belange nicht beeinträchtigt sind und 
die Erschließung gesichert ist. Mit der Aufstellung der Bauleitpläne ist ein umfassendes 
Abwägungs- und Beteiligungsverfahren verbunden, das die Belange der verschiedenen 
Akteure gegeneinander abwägt und mit den Plänen den erreichten Konsens und even-
tuell vereinbarte Kompensationsleistungen festschreibt. In diesen Verfahren ergeben 
sich weitreichendere Steuerungs- und Beteiligungsmöglichkeiten, die in der Praxis aller-
dings unterschiedlich intensiv umgesetzt werden (s. u.). Im Rahmen der Bebauungs-
planaufstellung sind zusätzlich durch die Fachplanung wie z. B. das Umweltrecht und die 
Anlagenprüfung im Falle einer Umweltverträglichkeitsprüfung weitere Steuerungsmög-
lichkeiten gegeben.  

Für die Erstellung von Biogasanlagen im beplanten oder unbeplanten Innenbereich 
kommt in der Regel nur eine Absicherung der Fläche über die Bauleitplanung infrage. In 
den in der Baunutzungsverordnung aufgeführten Baugebieten können Genehmigungen 
von Biogasanlagen in Dorf-, Kern-, Misch- bzw. Gewerbe- und Industriegebieten mit 
gültigen Bebauungsplänen nach § 30 BauGB erteilt werden. Für die bestehenden Bebau-
ungspläne gelten hier Steuerungsmöglichkeiten nur insoweit, als dass diese baulichen 
Anlagen unzulässig sind, wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen ausgehen kön-
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nen, die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung 
unzumutbar sind (§ 15 der BauNVO).  

Für die neu aufzustellenden Bebauungspläne ist ein Bebauungsplanverfahren mit Be-
teiligung der Öffentlichkeit und Trägern der öffentlichen Belange und Abwägung durch-
zuführen. In den Bebauungsplänen können beispielsweise auch gesonderte Flächen für 
Versorgungsanlagen oder Bauflächen wie sonstige Sondergebiete z. B. zur energetischen 
Nutzung von Biomasse festgesetzt werden.  

Mit den Bebauungsplänen ist ein Grünordnungsplan verbunden. In diesem Grünord-
nungsplan können weitere Festsetzungen vereinbart werden, die z. B. durch etwaige Be-
pflanzungen u. a. der landschaftsgerechten Einbindung der Bauflächen, der Aufwertung 
des Landschaftsbildes und des Kleinklimas, dem Immissionsschutz (Abstand, Sicht-
schutz), der Erhöhung der Biodiversität und der Artenvielfalt sowie der naturschutzrecht-
lichen Kompensation dienen können (z. B. Gemeinde Jameln 2011). Alle Belange und 
Interessen unterliegen dem Abwägungsgebot. Informelle konzeptionelle Vorabwägun-
gen z. B. durch lokale oder regionale Energiekonzepte können diesen Abwägungspro-
zess erleichtern und beschleunigen. Im Rahmen eines Bebauungsplanes und eines 
Grünordnungsplanes sind diese allgemeinen Festsetzungen möglich.  

Eine weitreichendere Bindung des Investors oder Vorhabenträgers ergibt sich im 
Rahmen eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes verbunden mit dem dazuge-
hörenden Vorhaben- und Erschließungsplan und Städtebaulichen Verträgen (§ 12 
BauGB). Bebauungspläne als Voraussetzung für die Errichtung von Biogasanlagen wer-
den in der Regel auf Initiative eines Vorhabenträgers vor dem Hintergrund eines konkre-
ten Bauvorhabens für eine einzelne Anlage aufgestellt (Nachfrageplanung; Röhnert 
2006: 79). Aus diesem Grund wird häufig die Sonderform eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes gewählt. Im zugeordneten Vorhaben- und Erschließungsplan (§ 12 
BauGB) und in Städtebaulichen Verträgen (BauGB § 11 Abs. 1 Nr.4) können über die in 
den Bebauungsplänen vorgesehenen Festsetzungen hinaus weitere Vereinbarungen mit 
den Investoren getroffen werden. Diese Vereinbarungen umfassen viele Bereiche: bauli-
che Lärm- oder Sichtschutzmaßnahmen, Verbesserungen der verkehrlichen Erschlie-
ßung, zeitliche Flexibilisierungen wie z. B. Festlegung von Anlieferungszeiten der Substra-
te oder weiterreichende Festlegungen wie z. B. den Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung 
(z. B. Gemeinde Weeze 2011). Im Rahmen eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
kann auch die Zusammensetzung des Substrates, das in der Anlage verbrannt wird und 
damit der Anbau der Biomasse bzw. deren Herkunft gesteuert werden (vgl. auch BMU 
2011: 94; z. B. der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Unterfeld“ der Firma ESG Kräuter 
in Asbach-Bäumenheim, Hamlar (Soldner 2009)). Von Verwaltungsseite wurden aller-
dings Bedenken geäußert, wie vertragliche Regelungen dieser privatrechtlichen Verträge 
z. B. bei Betreiberwechseln einzuhalten seien (Maier-Staud, Viße 2011).  

Rechtlich wäre auch eine Baugenehmigung in einer Baulücke ohne gültigen Bebau-
ungsplan nach § 34 BauGB zulässig, wenn sich das Vorhaben nach Art und Maß der bau-
lichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt oder einem der in der 
näheren Umgebung ausgewiesenen Baugebiete entspricht (§ 34 Abs. 1 und 2 BauGB). Es 
kann aber davon ausgegangen werden, dass ein solches Vorgehen aufgrund fehlender 
Bürgerbeteiligung nicht konsensfähig ist und die Gefahr für die Investoren besteht, dass 
das Verfahren aufgrund der von der Anlage ausgehenden Beeinträchtigungen, ihrer Grö-
ße, ihres typischen Erscheinungsbildes oder ihrer Nutzungsform gerichtlich angefochten 
wird und sich zeitlich verzögert oder unmöglich wird. 
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2.3 Steuerungsmöglichkeiten auf gesamtgemeindlicher und 
regionaler Ebene 

Jenseits der Einflussmöglichkeiten über die Zulässigkeit konkreter Vorhaben besteht so-
wohl auf der Ebene der Flächennutzungspläne auf gesamtgemeindlicher Ebene als auch 
über die Ausweisung von Vorrang- oder Eignungsgebieten in Regionalplänen prinzipiell 
die Möglichkeit, die Standortentwicklung von raumbedeutsamen Biogasanlagen formal-
planerisch zu steuern (vgl. Stüer 2005: 18 f.; Röhnert 2006: 76; BMU 2011:76 ff.). Auf die 
Möglichkeiten zur Steuerung des Biomasseanbaus durch die Ausweisung von Flächen-
schutzgebieten wie z. B. Landschaftsschutzgebieten oder Vorrang-, Vorbehalts- und Eig-
nungsgebieten z. B. für Natur und Landschaft oder für Gewässerressourcen geht Franck in 
ihrem Beitrag in diesem Band ein. 

Als ein relativ neues Instrument für die regionale Steuerung raumbedeutsamer und 
privilegierter Biogasanlagenvorhaben wird derzeit die Ausweisung von Eignungsflachen 
im Rahmen eines sachlichen Teilflächennutzungsplanes diskutiert. Nach § 35 Abs. 3 in 
Verbindung mit § 5 Abs. 2b BauGB ist die Ausweisung eines sachlichen Teilflächennut-
zungsplanes z. B. für Biogasanlagen möglich. Ein solcher Teilflächennutzungsplan im Au-
ßenbereich einer Gemeinde hat eine bebauungsplanähnliche Wirkung (vgl. z. B. Stadt 
Dinklage 2008 und Stadt Lohne 2005). Die Herleitung der Eignungsflächen erfolgt auf 
der Grundlage eines Standortkonzeptes oder von Kriterienkatalogen. Das Instrument hat 
sich gerade in Gebieten mit hohem Nutzungsdruck im vorsorgenden Flächenschutz als 
hilfreich erwiesen, da die planungsrechtlichen Möglichkeiten, die Standortplanung von 
privilegierten Anlagen zu beeinflussen, ansonsten sehr begrenzt sind (Reinkober 2011). 

Problematisch ist allerdings, dass damit potenziell eine räumliche Konzentration von 
Biogasanlagen befördert wird, die die Interessen- und Raumnutzungskonflikte eher ver-
schärft als verringert. Tatsächlich werden raumordnerische Flächenausweisungen für 
Biogasanlagen bisher kaum genutzt (Kanning 2011: 207; Rode, Kanning 2006: 106), wäh-
rend insbesondere die Ausweisung von Eignungsgebieten (die ebenfalls eine Aus-
schlusswirkung an anderer Stelle implizieren) für Windenergieanlagen als ein sinnvolles 
Planungsinstrument dargestellt wird (vgl. Beiträge von Liebrenz und Thom). 

In der Fachöffentlichkeit sind diese raumordnerischen Flächenausweisungen für Bio-
energieanlagen umstritten (Röhnert 2006: 76; ähnlich Gaasch et al. 2011: 346). Auch Ei-
nig lehnt den pauschalen Einsatz von Flächenausweisungen zur Steuerung von Biogasan-
lagen ab, hält sie jedoch für die Standortplanung großer Anlagen für sinnvoll (Einig 2011: 
383 ff.). 

3 Informelle Planungsinstrumente und Handlungspraktiken 
Die Zuspitzung der Konflikte um die Standortentwicklung der Bioenergieproduktion 
wurde auch in einer Intensivierung der Öffentlichkeits- und Beteiligungsarbeit vonseiten 
aller Akteure deutlich. Interessensverbände, Verwaltungen auf allen Planungsebenen 
und private Akteure versuchen, Verständnis für ihre Standpunkte zu wecken und das 
Wissen über Bioenergieproduktion und Biogasanlagenbau zu mehren. So hat z. B. das 
Bundeslandwirtschaftsministerium das bis 2014 laufende Aktionsprogramm „Energie für 
morgen – Chancen für ländliche Räume“ initiiert, das mit der Steigerung der regionalen 
Wertschöpfung, einer verbesserten Effizienz der Bioenergieproduktion, Optimierung der 
Stoffströme und einer verbesserten Öffentlichkeitsarbeit die Akzeptanz der Bioenergie 
erhöhen will (BMELV 2012). Leitfäden und Handreichungen auf Bundes-, Landes- und 
sogar regionaler bzw. Kreisebene werden von öffentlichen und privaten Akteuren her-
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ausgegeben, die fachliche und rechtliche Hilfestellungen bieten (z. B. Handlungsleitfa-
den Biogasanlagen Dithmarschen). 

Auch aufseiten der informellen Planungsinstrumente ist eine Zunahme der Beteiligung 
festzustellen. Neben Initiativen von Bürgerinnen und Bürgern, die sich meist in Abwehr 
einer geplanten Anlage bilden, stehen für diese Entwicklung zahlreiche Planungsprozes-
se und Initiativen im Bereich Energieproduktion und Verwertung der Energie. Zu diesen 
informellen Prozessen gehören Leitbildprozesse zu Klimaschutz und Nachhaltigkeit oder 
z. B. das Erstellen von Bioenergiekonzepten auf lokaler und regionaler Ebene, die teilwei-
se auch Ziele in der Energieproduktion aus Biomasse festschreiben. Der Erfolg dieser 
Instrumente ist stark von der Ausprägung, dem Anlass und der Umsetzung abhängig. Ihre 
Wirkung auf die Standortplanung und Genehmigung der Biogasanlagen ist ebenso unter-
schiedlich.  

Die Wirkung von Energiekonzepten auf regionaler Ebene ist eher umstritten, da die 
Aufstellung dieser Konzepte oftmals sehr aufwendig und auf großräumige Gebiete aus-
gerichtet ist, die die Einzelfallplanungen überschreiten. Zudem ist die Datengrundlage zu 
schwierig, um Maßnahmenpakete zu entwickeln, für deren Umsetzung die finanziellen 
Ressourcen fehlen (BMVBS 2010: 93). Die dabei entstehenden Netzwerke zeigen abhän-
gig von ihrer Entstehung und dem Reifegrad eine unterschiedliche Wirksamkeit auf den 
Klimaschutz in der Regionalentwicklung, indem sie entweder eher brückenbildend oder 
eher ausschließend wirken (vgl. Elbe 2011). Eine Steuerungswirkung auf die Standortpla-
nung ist auf dieser Ebene nicht festzustellen. 

Größere Wirkungen auf die Akzeptanz der Umsetzung von Energieerzeugung aus Bi-
omasse entfalten hingegen konsens- und vernetzungsorientierte Konzepte bzw. partizi-
pativ erstellte Energiekonzepte auf lokaler und kleinräumiger Ebene. Zahlreiche lokale 
Biogasnetzwerke oder Bioenergieregionen wurden ins Leben gerufen. Die Akzeptanz 
der Biogasanlagen verstärkt sich umso mehr, je mehr der Nutzen der Bioenergieproduk-
tion sichtbar mit der ansässigen Bevölkerung geteilt wurde (vgl. Beitrag Arbach, weitere 
Beispiele Bioenergiedörfer. z. B. Dörpum/Nordfriesland).  

Durch die den Planungen vorgeschalteten Entwicklungskonzepte und die frühzeitige 
Beteiligung der Bevölkerung wird versucht, einen verlässlichen Konsens über die zukünf-
tige Entwicklung herzustellen und so einen gerechten Ausgleich der Interessen zu errei-
chen. Auf dieser Grundlage können Planungen erleichtert und beschleunigt werden, da 
auf der einen Seite mehr Informationen über mögliche Beeinträchtigungen und spezifi-
sche Auswirkungen vorhanden sind und auf der anderen Seite Befürchtungen und Ängs-
te abgebaut werden. Die Konzepte lassen den Nutzen für die Bevölkerung in der gesam-
ten Region sichtbar werden. Die Umsetzung der Ergebnisse dieser konsensorientierten 
Beteiligungen manifestiert sich schließlich in den Bauleitplänen oder in den mit diesen 
verbundenen Städtebaulichen Verträgen oder Vorhaben- und Erschließungsplänen. So 
können diese informellen Instrumente die gesetzlichen Planverfahren durch eine Vor-
abwägung und einen Interessenausgleich beschleunigen (vgl. Röhnert 2006: 77 f.). 
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4 Fazit 
Die Standortplanung von Biogasanlagen ist ein weiterer Beleg für eine generelle Ver-
schiebung der städtebaulichen Planungsinstrumente von einer angebotsorientierten 
Bauleitplanung hin zu einer projektorientierten Planung, die stärker mit Aushandlungs- 
und Beteiligungsprozessen verbunden ist.  

Aus der Analyse wird deutlich, dass die raumordnerischen Steuerungsmöglichkeiten 
der Standortplanung von Biogasanlagen gering sind bzw. bislang wenig genutzt werden. 
Aufgrund der lokalen und regionalen Konflikte wird der Bedarf einer Standortsteuerung 
von Biogasanlagen auf lokaler und regionaler Ebene zunehmen. Eher regionale oder 
überregionale Instrumente wie vorsorgende Flächenausweisungen für die Steuerung des 
Biomasseanbaus oder das Instrument des Teilflächennutzungsplans für die Konzentrati-
on von Biogasanlagen sind in ihrer Wirkung umstritten. Auch die Wirksamkeit zu groß-
räumiger Energiekonzepte wird infrage gestellt. 

Projektbezogene Planungen auf kommunaler Ebener können bei entsprechender Ein-
beziehung der unterschiedlichen Interessenslagen und mit guter Abstimmung zu den 
entsprechenden Fachplanungen zu kooperativen Konfliktlösungen auf der Ebene der 
Bauleitplanung führen. Die Bedeutung beteiligungs- und konsensorientierter Verfahren 
und Leitbildentwicklungen ist dabei nicht zu unterschätzen. Die Beteiligungen erleich-
tern und beschleunigen die Festsetzungen in den Bauleitplänen und die vertraglichen 
Festschreibungen und kommen zu einem besseren und nachhaltigeren Ausgleich der 
verschiedenen Interessen. 

Zukünftig sollten die Erkenntnisse aus den konsensorientierten Prozessen auf der loka-
len Ebene auf die regionale Ebene übertragen und die entsprechenden Instrumente an-
gepasst werden, um so zu einer räumlich ausgeglichenen und nachhaltigen Entwicklung 
zu kommen. 
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